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A. Bericht des Abgeordneten Dr. Sinn 


I. Gang der Beratungen 

Der von der Bundesregierung eingebrachte Ent- 
wurf eines Gesetzes über das Postwesen ist in der 
191. Sitzung des Bundestages vom 23. Oktober 1968 
an den Postausschuß als federführend und den 
Rechtsausschuß als mitberatenden Ausschuß über- 
wiesen worden. Der Postausschuß hat die Vorlage 
in der Zeit vom 30. Oktober 1968 bis zum 24. April 
1969 in sieben Sitzungen beraten. 

Zu diesem Entwurf lagen dem Ausschuß Eingaben 
verschiedener Verbände vor. Weiterhin wurden in 
den Sitzungen vom 5. Dezember 1968 und 23. Januar 
1969 zwei Vertreter des Deutschen Industrie- und 
Handelstages sowie je ein Vertreter des Bundesver- 
bandes Deutscher Zeitungsverleger e. V. und des 
Deutschen Sparkassen- und Giroverbandes e. V. 
als Sachverständige gehört. 

Der Rechtsausschuß hat den Entwurf in seinen Sit- 
zungen vom 6. Februar und 19. März 1969 beraten 
und dem Postausschuß seine Empfehlungen mit 
Schreiben vom 20. März 1969 mitgeteilt. Der Post- 
ausschuß hat die vom Rechtsausschuß vorgeschla- 
genen Änderungen der Vorlage in allen Punkten 
übernommen. 

Die vom Postausschuß insgesamt vorgenommenen 
Neufassungen von Bestimmungen des Gesetzent- 
wurfs sind aus der anliegenden Zusammenstellung 
ersichtlich. 


II* Allgemeines 

Durch das Gesetz über die Verwaltung der Deut- 
schen Bundespost (Postverwaltungsgesetz) vom 
24. Juli 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 676) — PostVwG 
— sind die organisatorischen Grundlagen für die 
Verwaltung des Post- und Fernmeldewesens der 
neuen staatlichen Ordnung in der Bundesrepublik 
Deutschland angepaßt worden. Die gleichfalls not- 
wendige Neuordnung des materiellen Rechts auf 
diesem Gebiet steht hingegen noch aus. Zweck des 
vorliegenden Gesetzentwurfs ist es, diese Reform 
zunächst für den Bereich des Postwesens durchzu- 
führen, für den sie besonders dringlich erscheint. 

Das geltende Postrecht entspricht weder formell 
noch materiell den Erfordernissen, die an die gesetz- 
liche Ordnung der einzelnen Rechtsbereiche heute 
gestellt werden müssen. Auf eine Vielzahl meist 
älterer Gesetze verstreut, entbehrt es der notwen- 
digen Klarheit und Übersichtlichkeit. Insbesondere 
ist das heute noch geltende Postgesetz des Deutschen 
Reichs vom 28. Oktober 1871 — PostG — nicht nur 
mehrfach durch nachfolgende Gesetze eingeschränkt 
oder ergänzt worden, sondern darüber hinaus zu 
einem nicht unerheblichen Teil auch ohne formelle 
Änderung als sachlich überholt und aus diesem 
Grunde unanwendbar anzusehen. Dies gilt beson- 
ders für die im Abschnitt III des Reichspostgesetzes 
enthaltenen, noch aus der Zeit der Postkutsche stam- 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 



Drucksache V/4228 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


menden „Vorrechte der Posten". Aber auch im übri- 
gen bedarf der vorhandene Bestand an normativen 
Bestimmungen auf dem Gebiet des Postrechts im 
Hinblick auf die Fortentwicklung der Rechtsordnung 
einer Anpassung an die veränderten Voraussetzun- 
gen in verfassungsrechtlicher, materiellrechtlicher 
und prozessualer Beziehung. So erscheint es in Zu- 
sammenhang mit der Großen Strafrechtsreform aus 
rechtsstaatlichen Gründen angebracht, die sich aus 
dem Postgeheimnis ergebenden besonderen Pflich- 
ten der mit postdienstlichen Verrichtungen betrauten 
Personen unter Abstimmung mit dem Entwurf für 
ein neues Strafgesetzbuch im Postgesetz tatbestands- 
mäßig nach der negativen und positiven Seite dar- 
zustellen (§ 5 des Entwurfs). In Übereinstimmung 
mit den Grundsätzen der Großen Strafrechtsreform 
müssen ferner die im Abschnitt IV des Postgesetzes 
enthaltenen, noch kriminell-rechtlich ausgestalteten 
Tatbestände des Poststrafrechts in den Regelungs- 
bereich der Ordnungswidrigkeiten überführt wer- 
den, in den sie als sogenanntes Verwaltungsunrecht 
ausnahmslos gehören (§ 25 des Entwurfs). Erst dann 
können auch an die Stelle der im Abschnitt V des 
Postgesetzes von 1871 enthaltenen Vorschriften über 
das sogenannte Poststrafverfahren, das seit der Ent- 
scheidung des Bundesverfassungsgerichts vom 
6. Juni 1967 (Bundesgesetzbl. I S. 626) als mit dem 
Grundgesetz unvereinbar und deshalb nicht mehr 
anwendbar anzusehen ist, die verfahrensrechtlichen 
Vorschriften des jeweils geltenden Gesetzes über 
Ordnungswidrigkeiten treten. Dringend einer Neu- 
ordnung bedürfen auch die z. Z. geltenden, als zu 
kurz angesehenen Verjährungsfristen auf dem Ge- 
biet des Postwesens (§ 24 des Entwurfs). Außerdem 
weist das geltende Postrecht eine Reihe von Lücken 
auf, die aus rechtsstaatlichen Gründen ausgefüllt 
werden müssen. Hierunter fallen u. a. der Schutz der 
postalischen Symbole, organisatorischen Bezeich- 
nungen und Verwaltungshilfsmittel (§ 3 Abs. 3 des 
Entwurfs), die Verfügungsbefugnis der Deutschen 
Bundespost über gefährliche und unanbringliche 
Gegenstände (§ 10), die Haftungsregelung für Schä- 
den infolge der Erteilung unrichtiger Auskünfte 
(§ 21), die gesetzliche Regelung der Abtretung, Ver- 
pfändung und Pfändung im Postdienst (§ 23) sowie 
die positivrechtliche Zuweisung der postrechtlichen 
Haftungsansprüche in den ordentlichen Rechtsweg 
(§ 26 Abs. 2 des Entwurfs). 

Eine grundlegende Bereinigung des materiellen 
Postrechts durch den Gesetzgeber ist somit nicht 
mehr länger aufschiebbar. Der Ausschuß hält aus 
diesem Grunde den Erlaß des neuen Postgesetzes 
noch in dieser Legislaturperiode für dringend ge- 
boten. 

Der Entwurf faßt die notwendigen Bestimmungen 
für alle Dienstzweige des Postwesens in einem ein- 
heitlichen Gesetz zusammen (§ 1). Er trägt damit der 
berechtigten Forderung nach möglichster Verein- 
fachung und Übersichtlichkeit der Gesetzgebung 
Rechnung sowie der engen organisatorischen, perso- 
nellen und benutzungsrechtlichen Verflechtung der 
einzelnen Dienstzweige untereinander, die eine Re- 
gelung der Gesamtmaterie nach einheitlichen Rechts- 
grundsätzen auch in materiellrechtlicher Beziehung 


erfordert. In Übereinstimmung mit der herrschenden 
Rechtslehre und der Rechtsprechung betrachtet der 
Entwurf dabei des Postrecht als Bestandteil des 
öffentlichen Rechts, dem auch das mit dem Post- 
wesen in einer einheitlichen Verwaltung zusammen- 
gefaßte Fernmeldewesen zugeordnet ist. 

Gegen diese dem Gesetzentwurf zugrunde lie- 
gende Gesamtkonzeption haben die Spitzenverbände 
der gewerblichen Wirtschaft und des Bankgewerbes 
Bedenken erhoben und vorgeschlagen, die Rechts- 
beziehungen zwischen der Post und den Benutzern 
ihrer Einrichtungen in Zukunft nur noch im Brief-, 
Paket-, Postanweisungs- und Postauftragsdienst den 
Regeln des öffentlichen Rechts zu unterwerfen, die 
übrigen Dienstzweige des Postwesens hingegen — 
unter entsprechender grundlegender Änderung der 
Gesetzesvorlage — nach den Grundsätzen des bür- 
gerlichen Rechts zu regeln. 

Der Postausschuß hat sich diesem Vorschlag, von 
dem sich der Verband Deutscher Zeitschriftenver- 
leger e. V., der Bundesverband Deutscher Zeitungs- 
verleger e. V. und der Börsenverein des Deutschen 
Buchhandels e. V. nachdrücklich distanziert haben, 
nicht anzuschließen vermocht. Der Ausschuß ist viel- 
mehr nach eingehender Prüfung der Frage unter 
Anhörung mehrerer Sachverständiger zu der 
Auffassung gelangt, daß die von den genannten 
Spitzenverbänden empfohlene Aufspaltung des 
materiellen Postrechts in einen öffentlich-rechtlichen 
und einen privatrechtlichen Teil keine sachgerechte 
Lösung darstellt. Insbesondere schließt die öffent- 
lich-rechtliche Ausgestaltung der Rechtsbeziehungen 
zwischen Post und Postbenutzer nach Auffassung des 
Ausschusses eine Berücksichtigung wirtschaftlicher 
Gesichtspunkte in sämtlichen Dienstzweigen des 
Post- und Fernmeldewesens keineswegs aus, wie die 
von der Deutschen Bundespost in dieser Beziehung 
bereits beschrittenen und noch geplanten Wege 
zeigen. Eine ausschließliche Ausrichtung der Post- 
dienste auf kaufmännische, nur vom Gesichtspunkt 
der Rentabilität beherrschte Grundsätze ist im Hin- 
blick auf die gemeinwirtschaftliche Aufgabenstel- 
lung der Deutschen Bundespost ohnehin nicht mög- 
lich; insbesondere kann die von den Spitzenverbän- 
den der gewerblichen Wirtschaft in diesem Zusam- 
menhang angeregte Beseitigung der uneingeschränk- 
ten postrechtlichen Zulassungspflicht nicht in Be- 
tracht gezogen werden, da dies in der Praxis zu 
einer nicht vertretbaren Benachteiligung des flachen 
Landes und sonstiger unrentabler Verkehrsbedie- 
nungen führen würde. Auch für die im Falle der 
Aufrechterhaltung der bisherigen Rechtslage vom 
Bankgewerbe befürchtete wettbewerbsmäßige Be- 
vorzugung der Deutschen Bundespost bestehen 
nach den durch Anhörung von Sachverständigen 
gewonnenen Eindrücken des Ausschusses keine 
konkreten Anhaltspunkte. Es trifft allerdings zu, 
daß Teilnehmer am Postsparkassendienst in den 
Dienststellen der Deutschen Bundespost Abhebun- 
gen auch samstags und in einzelnen Fällen auch 
sonntags und nachts vornehmen können; der Aus- 
schuß sieht in diesem Umstand in Übereinstimmung 
mit den Feststellungen im Bericht der Bundesregie- 
rung über die Untersuchung der Wettbewerbsver- 
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Schiebungen im Kreditgewerbe (Wettbewerbs- 
enquete) jedoch eher die wünschenswerte und sach- 
lich berechtigte Ausfüllung einer echten Marktlücke 
als eine ungerechtfertigte Verzerrung des Wettbe- 
werbs. 

Auch die Sachverständigen-Kommission für die 
Deutsche Bundespost hält die in ihrem Gutachten 
betonte Notwendigkeit wirtschaftlicher Gesichts- 
punkte im gesamten Post- und Fernmeldewesen mit 
einer öffentlich-rechtlichen Struktur der Benutzungs- 
verhältnisse durchaus für vereinbar, was daraus 
erhellt, daß die Sachverständigen an keiner Stelle 
ihres Gutachtens den Übergang von der gegenwär- 
tigen öffentlich-rechtlichen Ausgestaltung der Rechts- 
beziehungen zwischen Post und Postbenutzer zu 
privatrechtlichen Regelungen im gesamten Post- 
dienst oder auch nur in einzelnen Teilbereichen vor- 
geschlagen haben; im Teil IV, B des Gutachtens 
(Vorschläge der Kommission) ist vielmehr unter I, 3 
ausdrücklich und uneingeschränkt betont: „Die Er- 
füllung der Aufgaben der Deutschen Bundespost ist 
öffentlicher Dienst" (S. 140). 

Sprechen somit keine zwingenden Gründe für die 
von den Spitzenverbänden der gewerblichen Wirt- 
schaft geforderte nutzungsrechtliche Teilprivatisie- 
rung des Postwesens, in die im übrigen bei konse- 
quenter Durchführung der ebenfalls im freien Wett- 
bewerb mit anderen Verkehrsträgern betriebene 
Paketdienst mit einbezogen werden müßte, so über- 
wiegen die im Falle einer solchen Regelung ein- 
tretenden Nachteile bei weitem. Unvertretbare 
rechtliche Komplizierungen würden sich hier insbe- 
sondere in den Fällen ergeben, in denen dann — 
wie z. B. im Nachnahme- und Postauftragsdienst — 
in ein und demselben einzelnen Rechtsverhältnis 
zwischen Post und Postbenutzer teils öffentliches, 
teils bürgerliches Recht zur Anwendung kommen 
würde, was mit der mit dem Gesetzentwurf ange- 
strebten Vereinfachung der gesetzlichen Rechtslage 
nicht vereinbar wäre. 

Der Postausschuß ist daher in Übereinstimmung 
mit der Auffassung der Bundesregierung zu der An- 
sicht gelangt, daß an der Gesamtkonzeption der Ge- 
setzesvorlage festzuhalten ist, zumal ein grundsätz- 
liches Abgehen von ihr auch die Grundkonzeption 
des Postverwaltungsgesetzes berühren und die Än- 
derung wesentlicher Bestimmungen dieses Gesetzes 
voraussetzen würde. 

Der gleichen Auffassung ist auch der Verwaltungs- 
rat der Deutschen Bundespost, der in seiner Sit- 
zung vom 18. Dezember 1968 die nachfolgende Ent- 
schließung gefaßt und dem Postausschuß des Bundes- 
tages übermittelt hat: 

„Der Verwaltungsrat der DBP hat vom Inhalt der 
Stellungnahme der Spitzenverbände der gewerb- 
lichen Wirtschaft zum Entwurf eines Gesetzes über 
das Postwesen Kenntnis genommen. 

Er teilt die in dieser Eingabe vertretene Auffas- 
sung, daß die Deutsche Bundespost nur im Brief-, 
Paket-, Postanweisungs- und Auftragsdienst, nicht 
aber im Postzeitungsdienst, Postreisedienst, Post- 
scheck- und Postsparkassendienst Aufgaben der 


öffentlichen Daseinsvorsorge zu erfüllen habe, 
nicht. 

Der Verwaltungsrat hält es für undurchführbar, 
die Post im Bereich der letztgenannten Dienst- 
zweige in Zukunft in vollem Umfang den Regeln 
der freien Marktwirtschaft zu unterwerfen; insbe- 
sondere kann die von den Spitzenverbänden emp- 
fohlene Beseitigung der uneingeschränkten Zulas- 
sungspflicht der Post nach Auffassung des Ver- 
waltungsrats nicht in Betracht gezogen werden. 

Bei dieser Sachlage vermag der Verwaltungsrat 
der DBP in der von den Spitzenverbänden vorge- 
schlagenen Aufspaltung des materiellen Post- 
rechts in einen öffentlich-rechtlichen und einen 
privatrechtlichen Teil keine sachgerechte Lösung 
zu erblicken, da sie das organisatorisch, personell, 
betrieblich und nutzungsrechtlich in sich eng ver- 
bundene Postwesen materiellrechtlich auseinan- 
derreißen und auch eine sofortige Änderung der 
§§ 12 bis 14 des Postverwaltungsgesetzes erforder- 
lich machen würde, die sich bewährt haben." 


III. Erläuterungen zu den Ausschußbeschlüssen 


Zu § 1 

Die Vorschrift bezeichnet in Absatz 1 den sach- 
lichen Geltungsbereich des Gesetzes. 

Den dieser Bestimmung angefügten Absatz 2 hält 
der Ausschuß in Übereinstimmung mit dem Bundes- 
rat für überflüssig und hat ihn daher gestrichen. 

Zu § 2 

Zu der Vorschrift des § 2 des Regierungsentwurfs, 
mit der in begrüßenswerter Weise der Übergang 
vom individuellen Postzwang für verschlossene 
Briefe zu einem bloßen Verbot postähnlicher Kon- 
kurrenzunternehmen vorgenommen und auf die bis- 
herigen Beschränkungen in der Zeitungsbeförderung 
gänzlich verzichtet wird, schlägt der Ausschuß ledig- 
lich eine sprachliche Verbesserung in Absatz 4 Satz 2 
vor. 

Zu § 3 

Gegen die der Ausfüllung gesetzlicher Lücken im 
Postrecht dienende Vorschrift bestehen keine Beden- 
ken. 

Zu § 4 

Der Ausschuß schließt sich der Ansicht des Bun- 
desrates an, daß sich auch die an die Stelle des 
Eisenbahn-Postgesetzes vom 20. Dezember 1875 
tretende Vorschrift des § 4 des neuen Postgesetzes 
auf die nicht bundeseigenen Eisenbahnen des öffent- 
lichen Verkehrs mit erstrecken sollte. Dementspre- 
chend war ein neuer Absatz anzufügen und die 
Überschrift zu ändern. 
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Zu § 5 

Der Postausschuß hat gemäß Empfehlung des 
Rechtsausschusses beschlossen, in Absatz 1 Nr. 1 
die einschränkenden Worte „unter Anwendung 
technischer Mittel" zu streichen. Auf diese Weise 
soll sichergestellt werden, daß die Verwendung 
etwa des natürlichen Sonnenlichts zur Lesbar- 
machung dies Inhalts eines verschlossenen Briefes 
vom Verbot des § 5 Abs. 1 Nr. 1 des Entwurfs er- 
faßt wird. 

Die gleichfalls vom Rechtsausschuß vorgeschla- 
gene Einfügung des Wortes „betriebsbedingten" vor 
„Abwicklung" in Absatz 2 soll klarstellen, daß der 
Begriff „Abwicklung des Postdienstes" eng auszu- 
legen ist; Absatz 2 soll nur solche Maßnahmen er- 
fassen, die von der Betriebsabwicklung her wirklich 
notwendig sind. Hingegen vermag sich der Ausschuß 
nicht der Auffassung des Bundesrates anzuschließen, 
daß es zweckmäßig und von Nutzen sei, die General- 
klausel des Absatzes 2 durch ein Beispiel zu erläu- 
tern. Damit entfällt auch die vom Bundesrat in 
diesem Zusammenhang vorgeschlagene Einfügung 
einer Vorschrift über die - — ohnehin selbstverständ- 
liche und überdies seit jeher durch Dienstanweisung 
sichergestellte — Verpflichtung der beteiligten 
Dienststellen zur Anbringung entsprechender öff- 
nungsvermerke. 

Die im Gesetzentwurf der Bundesregierung vor- 
geschlagene Fassung des Absatzes 3, der im Gegen- 
satz zu Absatz 2 echte Ausnahmen von der Pflicht 
zur Wahrung des Postgeheimnisses zum Gegenstand 
hat, hält der Ausschuß in Übereinstimmung mit dem 
Rechtsausschuß für zu weitgehend. Die beschlossene 
Neufassung bringt demgegenüber deutlich zum Aus- 
druck, daß die notwendigen Ausnahmen vom Post- 
geheimnis nur in ganz bestimmten Fällen und nur 
gegenüber bestimmten Personen zulässig sind. 

Zu § 6 

§ 6 des Entwurfs behandelt das vom Postgeheim- 
nis zu trennende, nicht unter grundgesetzlichem 
Schutz stehende Postscheck- und Postsparkassenge- 
heimnis, das seiner Natur nach dem Bankgeheimnis 
entspricht. Die Vorschrift deckt sich inhaltlich mit 
dem geltenden Recht; gegen sie bestehen keine Be- 
denken. 


Zu § 7 

§ 7 des Entwurfs kennzeichnet in Übereinstim- 
mung mit Lehre und Rechtsprechung die Rechtsbe- 
ziehung zwischen der Post und dem Benutzer ihrer 
Einrichtungen als ein den Regeln des öffentlichen 
Rechts unterworfenes Rechtsverhältnis besonderer 
Art, dessen Inhalt nicht auf vertraglicher Grundlage 
beruht, sondern sich unmittelbar aus den Bestim- 
mungen des Postgesetzes in Verbindung mit den 
auf § 14 des Postverwaltungsgesetzes vom 24. Juli 
1953 (Bundesgesetzbl. I S. 676) gestützten Benut- 
zungsverordnungen ergibt. Insoweit der Entwurf in 
den §§ 7, 9, 25 und 27 von der Rechtswirksamkeit 
des § 14 PostVwG ausgeht, deckt sich diese Auffas- 


sung mit der ständigen Rechtsprechung des Bundes- 
verwaltungsgerichts (grundlegend: Urteil vom 
6. Oktober 1967 — BVerwGE Bd. 28, S. 36 ff.). Die 
vom Bundesrat aufgeworfene, von der Bundesregie- 
rung verneinte Frage, ob § 14 PostVwG im Hinblick 
auf Artikel 80 Abs. 1 Satz 2 GG oder — unabhängig 
hiervon — im Hinblick auf die außerordentliche 
volkswirtschaftliche Bedeutung der Postgebühren 
einer Präzisierung unterzogen werden sollte, ist 
auch nach Auffassung des Ausschusses jedenfalls 
nicht im Rahmen des zu erlassenden Postgesetzes 
gesetzgeberisch zu lösen, da das Gebührenrecht der 
Deutschen Bundespost ein Ganzes bildet und deshalb 
sowohl in formeller als auch in materieller Bezie- 
hung nur 'einer einheitlichen Regelung, und zwar 
im Rahmen des Postverwaltungsgesetzes selbst, 
unterworfen werden kann. 


Zu § 8 

Mit der vom Ausschuß beschlossenen Neufassung 
wird deutlicher als bei der ursprünglichen Fassung 
des Regierungsentwurfs zum Ausdruck gebracht, daß 
jedermann, sofern er die in den Benutzungsverord- 
nungen festgelegten Bedingungen erfüllt, einen 
Rechtsanspruch auf Benutzung der Einrichtungen der 
Deutschen Bundespost hat. 

Zu § 9 

Die vom Ausschuß beschlossene Änderung des 
Absatzes 1 dient lediglich der Klarstellung; sie soll 
verhindern, daß die Vorschrift als selbständige Er- 
mächtigungsgrundlage zum Erlaß von Gebührenvor- 
schriften angesehen wird. 

Die Neufassung des Absatzes 2 bringt gleichfalls 
keine inhaltliche Änderung; sie hat nur redaktio- 
nelle Bedeutung. 

Zu § 10 

§ 10 des Entwurfs enthält in Absatz 1 die bisher 
fehlende gesetzliche Grundlage für die Vernichtung 
von Sendungen, die eine Gefahr für Leib und Leben 
der Postbediensteten oder dritter Personen dar- 
stellen. 

Die Absätze 2 bis 4 bilden die gesetzliche Grund- 
lage für die Versteigerung bzw. Vernichtung von 
unanbringlichen Sendungen. 

Gegen die Vorschrift bestehen keine Bedenken. 

Zu § 11 

Der Postausschuß empfiehlt die unveränderte An- 
nahme des § 11 des Entwurfs, gegen dessen Vor- 
schriften auch der Rechtsausschuß keine Bedenken 
erhoben hat. 

Auch in Zukunft muß daran festgehalten werden, 
daß die wegen der besonderen Gegebenheiten des 
postalischen Massenverkehrs notwendigen post- 
rechtlichen Haftungsausschlüsse (vgl. amtl. Begrün- 
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düng, Drucksache V/3295, S. 16 ff.) eine erschöpfende 
Sonderregelung darstellen mit der Folge, daß wei- 
tergehende Ansprüche, gleichgültig aus welchem 
Rechtsgrund, ausgeschlossen sind. Wie für das gel- 
tende Recht in ständiger höchstrichterlicher Recht- 
sprechung anerkannt ist (vgl. RGZ Bd. 107, S. 41 [43]; 
BGHZ Bd. 12, S. 96 [97]), können derartige Ansprüche 
daher grundsätzlich auch nicht mit dem Hinweis be- 
gründet werden, der Schaden beruhe im Einzelfall 
auf einer schuldhaften Verletzung von Amtspflichten 
im Sinne des § 839 BGB, für die die DBP gemäß Ar- 
tikel 34 GG einzustehen hätte (§ 11 Abs. 2 des Ent- 
wurfs), wie es umgekehrt die besonderen Umstände 
des postalischen Massenverkehrs auch nicht zulas- 
sen, die Ersatzpflicht der Post in den Fällen, für die 
sie postgesetzlich vorgesehen ist, vom Nachweis 
eines Verschuldens im Sinne des allgemeinen Scha- 
denersatzrechts abhängig zu machen (§12 Abs. 6 des 
Entwurfs). Hält man aber an diesem — auch das 
Postrecht anderer Staaten und das Weltpostrecht 
tragenden und schon deshalb aufrechtzuerhalten- 
den — Gedanken der grundsätzlich verschuldens- 
unabhängigen Haftungsregelung auf dem Gebiete 
des Postwesens fest, so würde es eine dieses System 
durchbrechende Inkonsequenz bedeuten, wollte man, 
der Auffassung des Bundesrates folgend, von den 
postgesetzlichen Haftungsausschlüssen in den Fällen 
wieder abgehen, in denen der Schaden auf einer vor- 
sätzlich begangenen Handlung eines Postbedienste- 
ten beruht. 

Bei der Beurteilung auch dieser Frage kann nicht 
außer acht gelassen werden, daß die postalischen 
Dienstleistungen in zweifacher Beziehung durch Be- 
sonderheiten gekennzeichnet sind, die zwingend zu 
entsprechenden haftungsrechtlichen Folgerungen 
nötigen. Auf der einen Seite ergeben sich aus der 
Natur des Postverkehrs insofern ganz außergewöhn- 
liche Haftungsrisiken, als die hier übermittelten 
Nachrichten als solche in der Regel in höchstem 
Maße schadensträchtig sind; denn jede selbst in 
einem gewöhnlichen Brief enthaltene geschäftliche 
oder sonstige Mitteilung kann im Falle des Ver- 
lorengehens der Sendung oder auch nur einer ge- 
ringfügigen Verzögerung unmittelbare oder mittel- 
bare Schäden unbegrenzten Ausmaßes verursachen. 
Dem steht — wiederum aus der Natur des Post- 
dienstes als eines ausgesprochenen Massenverkehrs 
mit in die Milliarden gehenden Sendungen heraus — 
die Schwierigkeit, ja Unmöglichkeit gegenüber, diese 
extrem hohen Schadensmöglichkeiten durch entspre- 
chende Überwachungsmaßnahmen wirksam auszu- 
schalten oder auch nur so zu reduzieren, daß das 
dann noch verbleibende Haftungsrisiko ohne ent- 
sprechende gebührenmäßige Folgerungen tragbar 
wird. Selbst wenn dies überhaupt »erreichbar wäre, 
würden die diesem Ziel dienenden Kontrollmaßnah- 
men aber jedenfalls den auf Schnelligkeit und Flüs- 
sigkeit ausgerichteten Betriebsablauf derart stören, 
daß untragbare zeitliche Nachteile zu Lasten der Ge- 
samtheit der Postbenutzer unausbleiblich wären. Als 
eine besonders schwer ausschaltbare Schadensquelle 
muß hierbei gerade die Möglichkeit solcher Betriebs- 
störungen und Schadenstatbestände gelten, die auf 
einem vorsätzlichen Verhalten einzelner Postbedien- 
steter beruhen. Dabei ist keineswegs nur und in 


erster Linie an schwerwiegende, ggf. sogar strafbare 
Vergehen, wie Unterschlagungen, Beraubungen und 
dgl., zu denken; nach der extensiven Auslegung, die 
der Begriff der Amtspflichtverletzung im Sinne des 
§ 839 BGB in der Rechtsprechung des BGH erfahren 
hat, würde vielmehr bereits jede absichtliche („vor- 
sätzliche") Verletzung der zahlreichen mit der Be- 
handlung von Postsendungen des Massenverkehrs 
verbundenen Einzelpflichten (um nur ein Beispiel zu 
nennen: die bewußte Nichtbeachtung eines Nach- 
sendungsantrags aus Bequemlichkeit durch eine Aus- 
hilfskraft) die volle Amtshaftung der DBP gemäß 
§ 839 BGB Artikel 34 GG auslösen. 

Diese Folge müßte allerdings dann in der Tat in 
Kauf genommen werden, wenn sich der die Einrich- 
tungen des Postwesens benutzende Staatsbürger ge- 
gen die Schadensrisiken des postalischen Massen- 
verkehrs nicht schützen könnte. In dieser Zwangs- 
lage befindet er sich jedoch keineswegs; jedem Post- 
benutzer steht es vielmehr frei, sich durch die Wahl 
der Postsendung mit Wertangabe einen dem Einzel- 
fall angepaßten Risikoschutz bis zur Höhe von 
100 000 DM zu verschaffen. 

In Übereinstimmung mit der in jüngster Zeit wie- 
der ausdrücklich bestätigten Auffassung des Bundes- 
gerichtshofs — vgl. Urteil des III. Zivilsenats vom 
14. Dezember 1967 (NJW 1968, S. 646 = DVB1. 1968, 
S. 179 = Archiv PF 1968, S. 238) — hält es der Aus- 
schuß daher für sachlich geboten, entgegen der Auf- 
fassung des Bundesrates aber auch für rechtspolitisch 
vertretbar, es uneingeschränkt beim bewährten 
Grundsatz der verschuldensunabhängigen Haftungs- 
regelung im Postrecht zu belassen, zumal die vom 
Bundesrat zur Erwägung gestellte Einführung spe- 
zieller Haftungsbegrenzungen für diese Sonderfälle 
einen Rückschritt in den weit fortgeschrittenen Be- 
mühungen um die Vereinheitlichung des Postrechts 
in aller Welt bedeuten und angesichts der Vielzahl 
der zu berücksichtigenden Tatbestände überdies auch 
gesetzestechnisch kaum zu lösen sein würde. 

§ 11 Abs. 3 des Entwurfs bringt die bisher fehlende 
gesetzliche Regelung der Frage, ob der Postbe- 
dienstete dem Geschädigten gemäß § 839 BGB per- 
sönlich haftet, wenn und insoweit die haftungs- 
mäßige Verantwortlichkeit der Deutschen Bundes- 
post ausgeschlossen ist. Während das Reichsgericht 
diese Frage bejahte, setzte sich neuerdings die 
Auffassung durch, daß die Erwägungen, die zur Frei- 
stellung des Staates von der Haftung für Amtspflicht- 
verletzungen in besonderen Fällen führen, dafür spre- 
chen, auch den Amtsträger von der persönlichen 
Haftung zu befreien. Es erscheint in der Tat nicht an- 
gemessen, den Postbediensteten, der dem Massen- 
betrieb in vorderster Linie ausgesetzt ist, eine Haf- 
tung aufzubürden, die von der Deutschen Bundes- 
post selbst im allgemeinen Interesse nicht getragen 
werden soll, es sei denn, der Bedienstete hätte den 
Schaden vorsätzlich verursacht. Die demgemäß in 
§ 1 1 Abs. 3 des Entwurfs vorgesehene Lösung steht 
in Übereinstimmung mit dem von der Bundesregie- 
rung vorbereiteten Entwurf eines Gesetzes zur Än- 
derung und Ergänzung schadensersatzrechtlicher 
Vorschriften (a. a. O., § 839 b BGB). 


5 



Drucksache V/4228 


Deutscher Bundestag — ■ 5. Wahlperiode 


Zu § 12 

Absatz 1 schließt in Übereinstimmung mit dem 
geltenden Recht (§ 6 Abs. 5, § 12 PostG) die Haftung 
für gewöhnliche Briefsendungen aus. 

Absatz 2 sieht — ebenfalls in Übereinstimmung 
mit der geltenden Regelung (§ 6 Abs. 1, § 10 
PostG) — für den Verlust von eingeschriebenen Sen- 
dungen eine Ersatzleistung in Höhe von 40 DM ohne 
Rücksicht auf den wirklich entstandenen Schaden 
vor. Angesichts der gleichartigen Regelung im zwi- 
schenstaatlichen Postrecht ist die Beibehaltung die- 
ser Regelung geboten. 

Absatz 3 bringt als entscheidede Verbesserung 
zugunsten des Postbenutzers eine Erhöhung des 
gesetzlichen ’Haftungshöchstbetrages im Falle des 
Verlustes oder der Beschädigung von gewöhnlichen 
Paketen von derzeit 3 DM pro halbes Kilogramm 
(§ 9 PostG) auf 500 DM, unabhängig vom Gewicht. 

Den im Absatz 4 vorgesehenen Haftungsausschluß 
für das stark gebührenbegünstigte Postgut hält der 
Ausschuß für gerechtfertigt, da die von zahlreichen 
Versendern gewünschte weitgehende Rationalisie- 
rung der Einlieferung von Postgut nur durchführbar 
ist, wenn die Post von Schadenersatzverpflichtungen 
freigestellt wird. Aus diesem Grunde verzichten be- 
reits jetzt viele Versender im Interesse einer kosten- 
sparenden Vereinfachung des Postgutversandes von 
vornherein auf die Geltendmachung von Ersatz- 
ansprüchen. Soweit die Versender auf eine Haftung 
der Deutschen Bundespost Wert legen, haben sie die 
Möglichkeit, an Stelle von Postgut gewöhnliche Pa- 
kete einzuliefern und sich dadurch eine Ersatzlei- 
stung bis zum Höchstbetrag von 500 DM zu sichern 
(Absatz 3). 

Die Regelung der Haftung für den Verlust oder 
die Beschädigung von Sendungen mit Wertangabe 
in Absatz 5 bietet dem Absender nahezu unbe- 
schränkten Schutz für den Fall eintretender Schäden. 
Absatz 6 stellt klar daß die Deutsche Bundespost 
in den Fällen der Absätze 2, 3 und 5 ohne Nachweis 
eines Verschuldens haftet. 


Zu § 13 

Die Definition der Beschädigung eines Gegenstan- 
des als „stoffliche Veränderung" in Absatz 3 hält 
der Ausschuß für zu eng, weil sie nicht diejenigen 
Fälle erfaßt, in denen ein Beförderungsgegenstand 
zwar in seiner Erscheinungsform verändert worden, 
in seiner Substanz jedoch unverändert geblieben ist. 
Der Ausschuß hat daher die vom Rechtsausschuß 
empfohlene Neufassung des Absatzes 3 übernom- 
men. 

Hinsichtlich der Regelung der Schadenshöhe hat 
der Bundesrat vorgeschlagen, in Absatz 5 Satz 1 die 
Worte „und 5" zu streichen und dem § 13 des Ent- 
wurfs einen neuen Absatz 6 anzufügen, wonach bei 
der Berechnung des Ersatzanspruchs für Wertsen- 
dungen die Wertangabe zugrunde zu legen ist, so- 
fern nicht die Post beweist, daß der Wert, den die 
Sendung am Einlieferungsort zur Zeit der Einliefe- 
rung allgemein hatte, oder der Preis, der vom Ab- 


sender dem Empfänger berechnet wurde, niedriger 
war. Der Postausschuß hält diesen Vorschlag in 
Übereinstimmung mit der Bundesregierung nicht für 
gerechtfertigt, weil es im Postverkehr keinen Dekla- 
rierungszwang gibt, so daß die Post kaum jemals die 
Möglichkeit hätte, den Beweis dafür zu erbringen, 
daß die Wertangabe den tatsächlichen Wert des Sen- 
dungsinhalts überschritten hat. 


Zu § 14 

Der Ausschuß ist mit dem Bundesrat der Auffas- 
sung, daß der Ausschluß der Ersatzpflicht der Deut- 
schen Bundespost nur dann wirksam werden soll, 
wenn der Schaden „überwiegend" auf der Beschaf- 
fenheit der Sendung beruht bzw. „überwiegend" 
durch den Absender verursacht worden ist; Absatz 1 
Satz 1 ist dementsprechend geändert worden. 

Die Neufassung des Absatzes 1 Satz 2 enthält eine 
aus grammatikalischen Gründen erforderliche Ver- 
besserung des vom Bundesrat beschlossenen Abän- 
derungsvorschlags. 

Die neue Fassung des Absatzes 3 soll klarstellen, 
daß für den Haftungsausschluß in den dort geregel- 
ten Fällen nur eine Schadensverursachung im Zeit- 
raum der Gewahrsamsaufhebung maßgeblich sein 
soll. 

Die vom Bundesrat vorgeschlagene Verlängerung 
der im Absatz 4 für das Erlöschen der Ersatzpflicht 
bei unanbringlichen Sendungen vorgesehenen Frist 
von einer Woche auf vier Wochen hält auch der 
Postausschuß für geboten. 


Zu § 15 

§ 15 regelt in Übereinstimmung mit dem gelten- 
den Recht die Haftung der Deutschen Bundespost im 
Geldübermittlungsdienst. 

Die in Absatz 2. vorgesehene Haftung für die nicht 
ordnungsgemäße Einziehung von Nachnahmebeträ- 
gen entspricht der früher in § 21 Abs. X der Post- 
ordnung vom 30. Januar 1929 (Reichsgiesetzbl. I S. 33) 
enthaltenen Regelung. 

Zu § 16 

Die in Absatz 1 festgelegte volle Amtshaftung der 
Deutschen Bundespost für Schäden, die durch Fehler 
bei der Durchführung einer förmlichen Zustellung 
nach den Vorschriften der ZPO entstehen, stellt den 
gesetzlichen Niederschlag der Rechtsprechung des 
Bundesgerichtshofs dar, wonach die Deutsche Bun- 
despost bei der Vornahme des Zustellaktes keine 
haftungsrechtliche Sonderstellung genießt (grund- 
legend: BGHZ Bd. 12, S. 96). 

Absatz 2 regelt in Fortführung des geltenden 
Rechts (vgl. § 4 des Gesetzes betr. die Erleichterung 
des Wechselprotestes vom 30. Mai 1908 — Reichs- 
gesetzbl. S. 321 — -) in gleicher Weise die Haftung 
der Deutschen Bundespost für Schäden bei der Durch- 
führung des Postauftragsdienstes. 
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Zu § 17 

§ 17 schließt in Übereinstimmung mit dem gelten- 
den Recht die Haftung der Deutschen Bundespost für 
Schäden im Postzeitungsdienst aus, soweit die Schä- 
den nicht durch Fehler bei der Zulassung zum Post- 
zeitungsdienst selbst entstanden sind. Auch hierge- 
gen bestehen keine Bedenken. 

Zu § 18 

Entsprechend einem vom Bundesrat geäußerten 
Wunsche ist die Bestimmung des § 18 Abs. 1 des 
Entwurfs durch Aufführung der in Betracht kommen- 
den Anspruchsgrundlagen konkretisiert worden. 
Inhaltlich entspricht die Vorschrift dem geltenden 
Recht (vgl. § 9 Abs. 1 der Postreiseordnung vom 
6. Juli 1964 — Bundesgesetzbl. I S. 445 — ). Eine 
Aufführung aller in Frage kommenden gesetzlichen 
Bestimmungen im einzelnen erscheint dem Ausschuß 
weder notwendig noch zweckmäßig. 

Zu § 19 

§ 19 regelt die Haftung der Deutschen Bundespost 
im Postscheckdienst in grundsätzlicher Übereinstim- 
mung mit der bestehenden Rechtslage (§ 9 des Post- 
scheckgesetzes vom 26. März 1914 i. d. F. der Be- 
kanntmachung vom 22. März 1921 — Reidisgesetzbl. 
S. 247 — ). Die in Satz 2 vorgesehene Haftung für die 
nicht rechtzeitige Ausführung von Daueraufträgen 
im Postscheckdienst stellt eine begrüßenswerte Ver- 
besserung zugunsten des Postscheckteilnehmers dar. 

Zu § 20 

§ 20 des Entwurfs bringt die bisher fehlende ge- 
setzliche Regelung für die Haftung der Deutschen 
Bundespost im Postsparkassendienst. 

Zu § 21 

§ 21 des Entwurfs sieht die Amtshaftung der Deut- 
schen Bundespost für unrichtige Auskünfte im Post- 
dienst vor, soweit diese schriftlich erteilt werden. 
Für die Richtigkeit der im praktischen Postbetrieb 
tagtäglich in unzähligen Fällen erteilten mündlichen 
Auskünfte und Hinweise aller Art (z. B. über Leit- 
wege und Fahrpläne, über die voraussichtliche Lauf- 
zeit der Sendungen und dgl.) kann allerdings auch 
in Zukunft keine Haftung übernommen werden. Der- 
artige Auskünfte können unter Berücksichtigung der 
besonderen Gegebenheiten des postalischen Massen- 
verkehrs und wegen des andernfalls entstehenden 
unübersehbaren Haftungsrisikos — wie bei allen 
größeren Vierkehrsunternehmen — nur „unverbind- 
lich“ gegeben werden. 

Der Ausschuß hält die vorgeschlagene Regelung 
für eine sachgerechte und angemessene Lösung. 

Zu § 22 

Die Einfügung des Wortes „überwiegend" in Ab- 
satz 1 ist wegen der Notwendigkeit einer Anpas- 


sung an die Neufassung des § 14 Abs. 1 erforderlich, 
hiervon abgesehen aber auch aus sachlichen Grün- 
den geboten. Die sich aus dem Text des Regierungs- 
entwurfs ergebende uneingeschränkte verschuldens- 
unabhängige Haftung des Absenders für Schäden, 
die auf der gefährlichen Beschaffenheit oder dem 
nicht ordnungsgemäßen Zustand einer Sendung be- 
ruhen, hält der Ausschuß mit dem Bundesrat für zu 
weitgehend. Soweit eine Haftung des Absenders 
ohne Verschulden in Betracht kommt, sollte sich die 
Deutsche Bundespost nur in dem gleichen Umfange 
an den Schädiger halten können, in dem sie ihrer- 
seits aufgrund der postrechtlichen Sondervorschrif- 
ten — ebenfalls verschuldensunabhängig — Ersatz 
an den Geschädigten geleistet hat. Weitergehende 
Ansprüche gegen den verantwortlichen Absender 
(z. B. aus der Verletzung von Bediensteten oder aus 
Schäden an postalischem Eigentum) sollten nach Auf- 
fassung des Ausschusses nur im Rahmen der allge- 
mein geltenden Vorschriften gegeben sein. 

Zu § 23 

§ 23 des Entwurfs bringt die bisher fehlende zu- 
sammengefaßte gesetzliche Regelung der Fragen, die 
mit der Abtretung, Verpfändung und Pfändung von 
Gegenständen und Ansprüchen im Postdienst Zusam- 
menhängen. Die neue Vorschrift enthält keine Ver- 
änderungen der gegenwärtigen Rechtslage. Gegen 
sie bestehen keine Bedenken. 

Zu § 24 

§ 24 des Entwurfs enthält eine umfassende Neu- 
regelung der z. Z. in zahlreichen Einzelgesetzen ver- 
streuten, im Postdienst geltenden Verjährungsvor- 
schriften, die gleichzeitig zugunsten der Post- 
benutzer wesentlich verbessert werden. So werden 
die Verjährungfristen für postrechtliche Ersatz- 
ansprüche von gegenwärtig sechs Monaten (§ 14 
PostG) auf mindestens ein Jahr (§ 24 Abs. 1 Nr. 3 
des Entwurfs) und die Verjährungsfristen im Geld- 
übermittlungsdienst von sechs Monaten (§ 14 i. V. 
m. § 6 Abs. 4 PostG; § 9 Abs. 3 PostSchG) bzw. zwei 
Jahren (§ 9 Abs. 2 Satz 1 PostSchG; § 19 Abs. 2 
PostSpO) auf einheitlich vier Jahre angehoben. Mit 
dieser Neuregelung kommt der Entwurf einer be- 
rechtigten Forderung der Öffentlichkeit auf Ver- 
längerung der allgemein als zu kurz angesehenen 
Verjährungsfristen auch im postalischen Massenver- 
kehr nach. 

Bei der Regelung des Absatzes 5 Nr. 6 in der Fas- 
sung des Regierungsentwurfs ist zweifelhaft, ob auch 
die aufgrund einer Zinsenanweisung erfolgende Gut- 
schrift im Postsparbuch als „Einlage im Postspar- 
buch" anzusehen ist. Die auf eine entsprechende 
Empfehlung des Rechtsausschusses hin beschlossene 
Neufassung spricht demgegenüber erweiternd von 
„Eintragung in das Postsparbuch" schlechthin. 

Zu § 25 

Wie im Abschnitt II des Berichts bereits darge- 
stellt, überführt § 25 des Entwurfs die im geltenden 
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Postgesetz noch enthaltenen Straftatbestände, die 
nach richtiger Auffassung nicht als kriminelles Un- 
recht, sondern nur als sog. Verwaltungsunrecht 
anzusehen sind, in den Regelungsbereich des Ord- 
nungswidrigkeitenrechts. Damit wird zugleich er- 
reicht, daß Verstöße gegen postrechtliche Vorschrif- 
ten nicht mehr im verfassungsrechtlich unzulässigen 
Poststrafverfahren, sondern nur noch durch Verhän- 
gen von Geldbußen nach den Vorschriften des Ge- 
setzes über Ordnungswidrigkeiten geahndet wer- 
den. 

Die auf Empfehlung des Rechtsausschusses vorge- 
schlagene Neufassung des Absatzes 1 Nr. 3 dient 
der sprachlichen Verbesserung. 

Der Ausschuß hält es für geboten, über den Regie- 
rungsentwurf hinaus auch die Fälle einer Zuwider- 
handlung gegen die Vorschrift des § 3 Abs. 3 des 
Entwurfs unter Bußgelddrohung zu stellen. Diesem 
Zweck dient die Einstellung der neuen Nummer 4 a 
in Absatz 1. 

Die vom Ausschuß vorgenommene Neufassung des 
Absatzes 2 bringt keine inhaltliche Änderung, son- 
dern nur eine redaktionelle Verbesserung in Anleh- 
nung an das neue Ordnungswidrigkeitengesetz. 

Für eine Anwendung des § 19 des Gesetzes über 
Ordnungswidrigkeiten im postalischen Ordnungs- 
widrigkeitenrecht besteht nach Auffassung des Aus- 
schusses kein praktisches Bedürfnis. Der Ausschuß 
hat daher beschlossen, den Satz 2 des Absatzes 3, 
wie schon vom Bundesrat vorgeschlagen, zu strei- 
chen. 

Zu § 26 

In der Frage des Rechtsweges für Streitigkeiten 
auf dem Gebiete des Postwesens hat sich in letzter 
Zeit die Zahl derjenigen Gerichte gemehrt, die eine 
Anwendung der Zuweisungsnorm des § 40 Abs. 2 


Satz 1 VwGO auf die — grundsätzlich verschuldens- 
unabhängig gestalteten — postrechtlichen Ersatz- 
ansprüche ablehnen mit der Folge, daß für diese 
Ansprüche gemäß § 40 Abs. 1 Satz 1, a. a. O. der 
Verwaltungsrechtsweg gegeben ist. 

Der Postausschuß hält es demgegenüber in Über- 
einstimmung mit dem Rechtsausschuß aus grundsätz- 
lichen Erwägungen — Zusammenfassung aller haf- 
tungsrechtlichen Streitigkeiten in einem Rechts- 
weg — für wünschenswert, daß die Entscheidung er- 
satzrechtlicher Rechtsstreitigkeiten aller Art bei den 
ordentlichen Gerichten zusammengefaßt bleibt. Er 
begrüßt deshalb die als positivrechtliche Zuwei- 
sungsnorm zu wertende Vorschrift des § 26 Abs. 2 
des Entwurfs. 


Zu den §§ 27 bis 29 

§ 27 regelt die örtliche Anwendung des neuen Ge- 
setzes im zwischenstaatlichen Postverkehr, § 28 
seine zeitliche Anwendung auf Rechtsverhältnisse, 
die vor Inkrafttreten des Gesetzes entstanden sind, 
und § 29 seine Geltung auch im Land Berlin. 

Zu § 30 

Der Ausschuß ist der Auffassung, daß der im Re- 
gierungsentwurf bisher nur im Verhältnis zum Ver- 
kündungstag festgelegte Zeitpunkt des Inkrafttre- 
tens des neuen Gesetzes kalendermäßig festgesetzt 
werden sollte, und hält in Anbetracht der nach der 
Verkündung des Gesetzes noch erforderlichen Vor- 
bereitungsarbeiten, insbesondere für den Erlaß je 
einer neuen Postscheck- und Postsparkassenordnung, 
den 1. Januar 1970 hierzu für sachgerecht (Absatz 1). 

Die Absätze 2 bis 5 enthalten die erforderlichen 
Vorschriften über die Aufhebung bzw. Änderung 
bestehender Rechtsvorschriften. 


Bonn, den 27. Mai 1969 

Dr. Sinn 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache V/3295 — in 
der aus der nachstehenden Zusammenstellung 
ersichtlichen Fassung anzunehmen, 

2. die zu dem Gesetzentwurf eingegangenen Peti- 
tionen für erledigt zu erklären. 

Bonn, den 27. Mai 1969 

Der Postausschuß 


Dr. Miessner 

Vorsitzender 


Dr. Sinn 

Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs 
eines Gesetzes über das Postwesen (PostG) 

— Drucksache V/3295 — 

mit den Beschlüssen des Postausschusses 
(21. Ausschuß) 


Entwurf 


Beschlüsse des 21. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes Entwurf eines Gesetzes 

über das Postwesen über das Postwesen (PostG) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: sen: 


§ 1 


§ 1 


Sachlicher Geltungsbereich 


Sachlicher Geltungsbereich 


(1) Die Vorschriften dieses Gesetzes gelten für (1) unverändert 

1. den Brief-, Paket-, Postanweisungs- und 
Postauftragsdienst, 

2. den Postzeitungsdienst, 

3. den Postreisedienst, 

4. den Postscheckdienst, 

5. den Postsparkassendienst. 

(2) Die betriebliche Ausgestaltung dieser Dienste Absatz 2 entfällt 
im einzelnen obliegt dem Bundesminister für das 

Post- und Fernmeldewesen im Rahmen seiner Orga- 
nisationsgewalt. 


§2 


§ 2 


Beförderungsvorbehalt 


Beförderungsvorbehalt 


(1) Das Errichten und Betreiben von Einrichtun- (1) unverändert 

gen zur entgeltlichen Beförderung von Sendungen 

mit schriftlichen Mitteilungen oder mit sonstigen 
Nachrichten von Person zu Person ist der Deutschen 
Bundespost ausschließlich Vorbehalten. 

(2) Als Beförderung im Sinne des Absatzes 1 ist (2) unverändert 

jede Tätigkeit anzusehen, die dem Einsammeln, 

Weiterleiten oder Ausliefern der Sendungen an den 
Empfänger dient. 

(3) Als Nachrichten im Sinne des Absatzes 1 sind (3) unverändert 

nicht anzusehen 

1. Nachrichten, die einer anderen Sendung 
beigefügt sind und ausschließlich deren In- 
halt betreffen, 
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Entwurf 

2. wiederkehrend erscheinende Druckschrif- 
ten. 

(4) Der Bundesminister für das Post- und Fern- 
meldewesen oder die von ihm ermächtigten Behör- 
den sind befugt, im Einzelfalle Befreiung vom Beför- 
derungsvorbehalt zu erteilen. Die Befreiung kann mit 
Bedingungen und Auflagen, insbesondere der Ver- 
pflichtung zur Entrichtung einer angemessenen ein- 
maligen oder laufenden Ausfallgebühr verbunden 
werden. 

§3 

Sonstige Vorbehalte 

(1) Die Befugnis, Postwertzeichen auszugeben 
und für ungültig zu erklären, ist dem Bundesmini- 
ster für das Post- und Fernmeldewesen Vorbehalten. 
Die bildliche Wiedergabe gültiger Postwertzeichen 
ist unzulässig, wenn sie geeignet ist, Verwechslun- 
gen mit dem wiedergegebenen Postwertzeichen her- 
vorzurufen. 

(2) Stempel, deren Abdrucke der Deutschen Bun- 
despost zum Nachweis beweiserheblicher Tatsachen 
dienen können, dürfen nur aufgrund eines schrift- 
lichen Auftrages der Deutschen Bundespost herge- 
stellt werden. Stempel, deren Abdrucke dem Post- 
benutzer zum Nachweis für die Entrichtung von 
Postgebühren dienen können, dürfen nur mit schrift- 
licher Erlaubnis der Deutschen Bundespost herge- 
stellt und verwendet werden. 

(3) Die Symbole der Deutschen Bundespost und 
ihnen ähnliche Nachbildungen sowie die bei ihr ein- 
geführten organisatorischen Bezeichnungen und Ver- 
waltungshilfsmittel dürfen von anderen nicht ver- 
wendet werden, wenn dadurch der Anschein erweckt 
wird, es handle sich um eine Einrichtung oder eine 
Leistung der Deutschen Bundespost. 

§4 

Verhältnis zur Deutschen Bundesbahn 

(1) Die Deutsche Bundespost hat sich bei der Be- 
förderung von Postsendungen der Einrichtungen der 
Deutschen Bundesbahn zu bedienen, soweit dies mit 
ihrer Verpflichtung, den Postdienst leistungsfähig zu 
erhalten, vereinbar und unter Berücksichtigung der 
Gesamtumstände zumutbar ist. 

(2) Die Deutsche Bundesbahn ist gehalten, ihre 
Anlagen und ihren Betrieb mit den Bedürfnissen der 
Deutschen Bundespost abzustimmen, soweit dies mit 
ihrer Verpflichtung, den Eisenbahnbetrieb leistungs- 
fähig zu erhalten, vereinbar und unter Berücksichti- 
gung der Gesamtumstände zumutbar ist. In diesem 
Rahmen hat sie insbesondere 

1. beim Bau oder bei der Änderung ihrer An- 
lagen auf die Bedürfnisse des Postdienstes 
Rücksicht zu nehmen, 
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(4) Der Bundesminister für das Post- und Fern- 
meldewesen oder die von ihm ermächtigten Behör- 
den sind befugt, im Einzelfalle Befreiung vom Be- 
förderungsvorbehalt zu erteilen. Die Befreiung kann 
mit Bedingungen und Auflagen, insbesondere der 
Verpflichtung zur Entrichtung einer angemessenen 
einmaligen oder wiederkehrenden Auisfallgebühr 
verbunden werden. 

§ 3 

unverändert 


§ 4 

Verhältnis zu den Eisenbahnen 
des öffentlichen Verkehrs 

(1) unverändert 


(2) unverändert 
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2. die Betriebserfordernisse der Deutschen 
Bundespost bei der Ausgestaltung ihrer 
Verkehrsverbindungen zu berücksichtigen, 

3. in fahrplanmäßigen, für die Postbeförde- 
rung geeigneten Reisezügen und in Güter- 
zügen posteigene oder sonstigeWagen mit 
Post mitzuführen oder Wagenabteile zur 
Beförderung von Postsendungen zu stellen, 

4. Güterwagen mit Vorrang zu stellen, 

5. Postsendungen in Beuteln oder anderen 
kleinen Behältnissen durch Bahnbedienste- 
te befördern zu lassen. 

(3) Die Einzelheiten über Art und Umfang der 
von der Deutschen Bundesbahn zu erbringenden Lei- 
stungen und deren Abgeltung durch die Deutsche 
Bundespost sind durch Vereinbarung zu regeln. 


§5 

Postgeheimnis 

(1) Den mit postdienstlichen Verrichtungen be- 
trauten Personen ist es untersagt, 

1. eine verschlossene Postsendung zu öffnen 
oder sich von ihrem Inhalt ohne Öffnung 
des Verschlusses unter Anwendung tech- 
nischer Mittel Kenntnis zu verschaffen, 

2. über den Postverkehr bestimmter Personen 
oder über den Inhalt von Postsendungen 
einem anderen eine Mitteilung zu machen, 

3. eine dieser Handlungen zu gestatten oder 
zu fördern, 

soweit sich nicht eine Befugnis aus anderen Rechts- 
vorschriften ergibt. 

(2) Das Verbot des Absatzes 1 gilt nicht, wenn die 
dort bezeichneten Handlungen zur Abwicklung des 
Postdienstes erforderlich sind. 

(3) Das Verbot des Absatzes 1 Nr. 2 gilt nicht, 
wenn die dort bezeichneten Handlungen zur Ver- 
folgung einer im Bereich der Deutschen Bundespost 
begangenen strafbaren Handlung oder zur gericht- 
lichen oder außergerichtlichen Geltendmachung von 
Ansprüchen der Deutschen Bundespost erforderlich 
sind. Den Ansprüchen der Deutschen Bundespost 
stehen Ansprüche gleich , die im Zusammenhang mit 
dem Postdienst enstanden sind. Das Grundrecht des 
Postgeheimnisses (Artikel 10 des Grundgesetzes) 
wird insoweit eingeschränkt. 

(4) Die Pflicht zur Geheimhaltung besteht auch 
nach dem Ende der Betrauung mit den postdienst- 
lichen Verrichtungen fort. 
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(3) unverändert 


(4) Die Vorschriften der Absätze 1 bis 3 gelten 
entsprechend für das Verhältnis der Deutschen Bun- 
despost zu den nicht zum Netz der Deutschen Bun- 
desbahn gehörenden Eisenbahnen des öffentlichen 
Verkehrs. 

§ 5 

Postgeheimnis 

(1) Den mit postdienstlichen Verrichtungen be- 
trauten Personen ist es untersagt, 

1. eine verschlossene Postsendung zu öffnen 
oder sich von ihrem Inhalt ohne Öffnung 
des Verschlusses Kenntnis zu verschaffen, 

2. unverändert 


3. unverändert 

soweit sich nicht ein Befugnis aus anderen Rechts- 
vorschriften ergibt. 

(2) Das Verbot des Absatzes 1 gilt nicht, wenn 
die dort bezeichneten Handlungen zur betriebsbe- 
dingten Abwicklung des Postdienstes erforderlich 
sind. 

(3) Das Verbot des Absatzes 1 Nr. 2 gilt nicht, 
wenn die dort bezeichneten Handlungen zur Ver- 
folgung einer im Zusammenhang mit dem Postdienst 
begangenen, mit Strafe bedrohten Handlung erfor- 
derlich sind. Es gilt ferner nicht gegenüber dem- 
jenigen, gegen den im Zusammenhang mit dem Post- 
dienst entstandene Ansprüche gerichtlich oder außer- 
gerichtlich geltend zu machen sind. Das Grundrecht 
des Postgeheimnisses (Artikel 10 des Grundgesetzes) 
wird insoweit eingeschränkt. 

(4) unverändert 
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§6 

Postscheck- und Postsparkassengeheimnis 

Auskunft über Postscheck- oder Postsparguthaben 
darf außer in den Fällen einer gesetzlichen Aus- 
kunftspflicht ohne Zustimmung des Postscheckteil- 
nehmers oder des Postsparers nur denjenigen er- 
teilt werden, die kraft Gesetzes zur Verfügung über 
das Guthaben berechtigt sind. 

§7 

Postbenutzungsverhältmis 

Die durch die Benutzung der Einrichtungen des 
Postwesens entstehenden Rechtsbeziehungen werden 
durch dieses Gesetz und die gemäß § 14 des Postver- 
waltungsgesetzes vom 24. Juli 1953 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 676) vom Bundesminister für das Post- und 
Fernmeldewesen erlassenen Rechtsverordnungen 
(Benutzungsverordnungen) geregelt. 

§8 

Zulassungspflidit 

(1) Die Benutzung der Einrichtungen des Postwe- 
sens steht jedermann offen, wenn für die Inanspruch- 
nahme einzelner Dienste in den Benutzungsverord- 
nungen nichts anderes bestimmt ist . Sie ist insbe- 
sondere nicht davon abhängig, daß der Benutzer 
rechtsfähig oder voll geschäftsfähig ist. 

(2) Die Deutsche Bundespost darf die Benutzung 
ihrer Einrichtungen verweigern, wenn die verlangte 
Leistung mit den zur Verfügung stehenden Beför- 
derungs- und Verkehrsmitteln nicht erbracht werden 
kann. 

§9 

Gebühren 

(1) Für die Benutzung der Einrichtungen des Post- 
wesens sind vorbehaltlich anderweitiger gesetzlicher 
Regelung die Gebühren zu entrichten, die sich aus 
den einzelnen Benutzungsverordnungen ergeben . 

(2) Gebühren werden nur erstattet, soweit das in 
den Benutzungsverordnungen vorgesehen ist. 

(3) Die Gebührenforderungen der Deutschen Bun- 
despost können nach dem Verwaltungs-Vollstrek- 
kungsgesetz vom 27. April 1953 (Bundesgesetzbl. I 
S. 157) in der Fassung des Gesetzes vom 12. April 
1961 (Bundesgesetzbl. I S. 429) beigetrieben werden. 
Das gleiche gilt für die Ausfallgebühr nach § 2 Ab- 
satz 4 Satz 2 und für solche Beträge, die die Deut- 
sche Bundespost aus Anlaß einer Benutzung der 
Einrichtungen des Postwesens verauslagt hat oder 
die ihr von einer fremden Verwaltung oder einem 
fremden Beförderungsunternehmen angerechnet wer- 
den. 
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§ 6 

unverändert 


§ 7 

unverändert 


§ 8 

Zulassungspflicht 

(1) Jedermann hat Anspruch auf die Benutzung 
der Einrichtungen des Postwesens, wenn die für die 
Inanspruchnahme der einzelnen Dienste -in den Be- 
nutzungsverordnungen festgelegten Bedingungen 
erfüllt sind. Dies gilt auch dann, wenn der Benutzer 
nicht rechtsfähig oder nicht voll geschäftsfähig ist. 

(2) unverändert 


§ 9 

Gebühren 

(1) Die Gebühren für die Benutzung der Einrich- 
tungen des Postwesens richten sich vorbehaltlich 
anderweitiger gesetzlicher Regelung nach den Benut- 
zungsverordnungen. 

(2) Gebühren werden in den in den Benutzungs- 
verordnungen vorgesehenen Fällen erstattet. 

(3) unverändert 
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§ 10 

Verfügung über gefährliche u n v e 

und unanbringliche Gegenstände 

(1) Die Deutsche Bundespost ist berechtigt, Sen- 
dungen, deren Inhalt eine auf andere Weise nicht zu 
beseitigende drohende Gefahr für Leib und Leben 
ihrer Bediensteten oder dritter Personen bildet, zu 
vernichten oder vernichten zu lassen. 

(2) Die Deutsche Bundespost ist berechtigt, Sen- 
dungen, die weder an den Empfänger ausgeliefert 
noch an den Absender zurückgegeben werden kön- 
nen, unter Wahrung einer Aufgebotsfrist von sechs 
Wochen öffentlich zu versteigern oder, soweit die 
Sendung offenbar wertlos ist, zu vernichten. Der 
Erlös aus der Versteigerung und Geldbeträge, die 
aus solchen Sendungen herrühren, sind nach Abzug 
fälliger Gebühren und entrichteter Eingangsabgaben 
zur Postkasse zu vereinnahmen. Das gleiche gilt für 
unanbringliche Gegenstände im Postreisedienst. 

(3) Ebenso werden Geldbeträge zur Postkasse ver- 
einnahmt, die weder dem Empfänger ausgezahlt oder 
gutgeschrieben noch dem Absender zurückgezahlt 
oder gutgeschrieben werden können. Das gleiche gilt 
für Geldbeträge, die einzuziehen waren und dem 
Postbenutzer nicht ausgezahlt oder gutgeschrieben 
werden können. 

(4) Die Deutsche Bundespost ist verpflichtet, den 
zur Postkasse vereinnahmten Betrag dem Berechtig- 
ten auszuzahlen, wenn dieser seine Rechte innerhalb 
von drei Jahren nach der Vereinnahmung geltend 
gemacht hat. 


§ 11 ! 

Beschränkte Haftung im Postdienst u n v e 

(1) Die Haftung der Deutschen Bundespost für 
Schäden, die durch die nicht ordnungsgemäße Aus- 
führung ihrer Dienstleistungen entstehen, ist auf 
den Umfang beschränkt, der sich aus den Vorschrif- 
ten dieses Gesetzes ergibt. 

(2) Soweit hiernach die Haftung der Deutschen 
Bundespost ausgeschlossen oder beschränkt ist, haf- 
tet sie auch für die Verletzung von Amtspflichten 
ihrer Bediensteten nur nach Maßgabe dieser Vor- 
schriften. 

(3) Soweit die Haftung der Deutschen Bundespost 
durch dieses Gesetz ausgeschlossen oder beschränkt 
ist, stehen dem Benutzer ihrer Einrichtungen oder 
anderen Personen Schadenersatzansprüche gegen 
die beteiligten Bediensteten der Deutschen Bundes- 
post nur zu, wenn diese die ihnen den Geschädig- 
ten gegenüber obliegenden Amtspflichten vorsätz- 
lich verletzt haben. 


s 21. Ausschusses 
§ 10 

rändert 


5 11 

rändert 
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§ 12 § 12 

Haftung im Brief- und Paketdienst unverändert 

(1) Die Deutsche Bundespost haftet nicht für Schä- 
den, die durch eine nicht ordnungsgemäße Behand- 
lung von gewöhnlichen Briefsendungen entstehen. 

(2) Die Deutsche Bundespost haftet dem- Absen- 
der für den Verlust von eingeschriebenen Brief Sen- 
dungen lin Höhe von vierzig Deutsche Mark je Sen- 
dung. Als Verlust der Sendung gilt auch der Ver- 
lust des gesamten Inhalts. 

(3) Die Deutsche Bundespost haftet dem Absen- 
der für Schäden, die durch den Verlust oder die Be- 
schädigung von gewöhnlichen Paketen entstehen, in 
Höhe des unmittelbaren Schadens bis zum Höchstbe- 
trag von fünfhundert Deutsche Mark je Sendung. 

(4) Die Deutsche Bundespost haftet nicht für Schä- 
den, die durch eine nicht ordnungsgemäße Behand- 
lung von Postgut entstehen. 

(5) Die Deutsche Bundespost haftet dem Absen- 
der für Schäden, die durch den Verlust oder die Be- 
schädigung von Sendungen mit Wertangabe entste- 
hen, in Höhe des unmittelbaren Schadens bis zum 
Betrag der Wertangabe. 

(6) Die Deutsche Bundespost haftet in den Fällen 
der Absätze 2, 3 und 5 auch dann, wenn ein Ver- 
schulden ihrer Bediensteten nicht vorliegt. 


§ 13 

Verlust, Beschädigung, Schadenshöhe 

(1) Eine Sendung gilt als verlorengegangen, 
wenn sie nach einer angemessenen Beförderungszeit 
nicht an den Empfänger ausgeliefert worden ist und 
ihr Verbleib nicht ermittelt werden kann. 

(2) Eine Sendung, die nach Durchführung des Er- 
satzverfahrens aufgefunden wird, ist gegen Erstat- 
tung des gezahlten Ersatzbetrages an den Absender 
auszuliefern. Verweigert der Absender die Annahme 
der Sendung, so gilt sie als unanb ringlich. In die- 
sem Falle gilt § 10 Abs. 2 entsprechend. Hat der Ab- 
sender seinen Ersatzanspruch abgetreten, so tritt der 
Zahlungsempfänger an die Stelle des Absenders. 

(3) Eine Sendung gilt als beschädigt, wenn der zu 
befördernde Gegenstand stofflich verändert und sein 
Wert dadurch gemindert ist. 

(4) Als Beschädigung gilt auch die Schmälerung 
des Inhalts einer Sendung. Wird der fehlende Ge- 
genstand wieder auf gefunden, so gilt Absatz 2 ent- 
sprechend. 

(5) In den Fällen des § 12 Abs. 3 und 5 ist bei der 
Berechnung des Ersatzanspruches der Wert zugrun- 
de zu legen, den die Sendung am Einlieferungsort 
zur Zeit der Einlieferung allgemein hatte. Hat der 


§ 13 

Verlust, Beschädigung, Schadenshöhe 

(1) unverändert 

(2) unverändert 


(3) Eine Sendung gilt als beschädigt, wenn der zu 
befördernde Gegenstand in seiner Beschaffenheit 
verändert wird und dadurch eine Wertminderung 
erfährt. 

(4) unverändert 

(5) unverändert 
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Absender dem Empfänger einen geringeren Preis 
berechnet, so ist dieser maßgebend. 

§ 14 

Ausschluß und Erlöschen der Ersatzpflicht 

(1) Die Ersatzpflicht der Deutschen Bundespost für 
den Verlust oder die Beschädigung von Sendungen 
ist ausgeschlossen, wenn der Schaden auf der natür- 
lichen Beschaffenheit der Sendung beruht oder wenn 
er durch den Absender verursacht worden ist. Dies 
gilt besonders dann , wenn der Schaden auf die nicht 
ordnungsgemäße Einlieferung der Sendung zurück - 
zuführen ist. 

(2) Die Ersatzpflicht der Deutschen Bundespost für 
die Beschädigung von Sendungen ist ausgeschlossen, 
wenn der Empfangsberechtigte die Sendung unbe- 
anstandet angenommen hat, es sei denn, daß der 
Schaden bei der Auslieferung nicht erkennbar war 
und unverzüglich nach seiner Entdeckung angemel- 
det worden ist. 

(3) Die Ersatzpflicht der Deutschen Bundespost ist 
ausgeschlossen, solange ihr Gewahrsam an einer 
Sendung aufgrund gesetzlicher Vorschriften aufge- 
hoben ist. 

(4) Die Ersatzpflicht der Deutschen Bundespost er- 
lischt bei unanbringlichen Sendungen mit dem Ab- 
lauf einer Woche nach der öffentlichen Aufforderung 
an den Absender, die Sendung abzuholen. 

§ 15 

Haftung im Geldübermittlungsdienst 

(1) Die Deutsche Bundespost haftet dem Absender 
dafür, daß ein Postanweisungs- oder Zahlkartenbe- 
trag ordnungsgemäß ausgezahlt oder gutgeschrieben 
wird. Desgleichen haftet sie dem Postscheckteilneh- 
mer dafür, daß ein Zahlungsanweisungsbetrag ord- 
nungsgemäß ausgezahlt oder gutgeschrieben wird. 

(2) Die Deutsche Bundespost haftet dem Absender 
einer Sendung mit Nachnahme dafür, daß der Nach- 
nahmebetrag bei der Auslieferung der Sendung ein- 
gezogen und ordnungsgemäß übermittelt wird. 

(3) Die Deutsche Bundespost haftet bei Postpro- 
testaufträgen dem Auftraggeber dafür, daß der Be- 
trag der e ingezogenen Wechselsumme ordnungsge- 
mäß übermittelt wird. 

(4) § 14 Abs. 1 gilt entsprechend. 

§ 16 

Haftung im Postauftragsdienst 

(1) Die Deutsche Bundespost haftet dem Auftrag- 
geber oder Zustellungsempfänger bei Postzustel- 
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§ 14 

Ausschluß und Erlöschen der Ersatzpflicht 

(1) Die Ersatzpflicht der Deutschen Bundespost 
für den Verlust oder die Beschädigung von Sen- 
dungen ist ausgeschlossen, wenn der Schaden über- 
wiegend auf der natürlichen Beschaffenheit der 
Sendung beruht oder wenn er überwiegend durch den 
Absender verursacht worden ist. Die überwiegende 
Verursachung durch den Absender wird vermutet, 
wenn die Sendung nicht ordnungsgemäß eingeliefert 
worden ist. 

(2) unverändert 


(3) Die Ersatzpflicht der Deutschen Bundespost 
ist ausgeschlossen, wenn der Schaden in einer Zeit 
verursacht worden ist, in der ihr Gewahrsam an 
einer Sendung aufgrund gesetzlicher Vorschriften 
aufgehoben war. 

(4) Die Ersatzpflicht der Deutschen Bundespost 
erlischt bei unanbringlichen Sendungen mit dem Ab- 
lauf eines Monats nach der öffentlichen Aufforde- 
rung an den Absender, die Sendung abzuholen. 

§ 15 

unverändert 


§ 16 

unverändert 
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lungsaufträgen für Schäden, die bei der Durchfüh- 
rung der förmlichen Zustellung entstehen, nach den 
allgemeinen gesetzlichen Vorschriften über die Scha- 
denersatzpflicht des Dienstherrn für Amtspflidatver- 
letzungen seiner Bediensteten. 

(2) Die Deutsche Bundespost haftet dem Auftrag- 
geber oder Zahlungspflichtigen bei Postprotestauf- 
trägen für Schäden, die bei der Einziehung der Wech- 
selsumme oder bei der Protesterhebung entstehen, 
nach den allgemeinen gesetzlichen Vorschriften über 
die Schadenersatzpflicht des Dienstherrn für Amts- 
pflichtverletzungen seiner Bediensteten. Die Haftung 
ist auf den Betrag des Rückgriffsanpruchs nach Arti- 
kel 48 des Wechselgesetzes beschränkt. 

§ 17 

Haftung im Postzeitungsdienst 

Die Deutsche Bundespost haftet dm Postzeitungs- 
dienst nicht für Schäden, die durch diie nicht ord- 
nungsgemäße Erfüllung ihrer Verpflichtungen ge- 
genüber dem Benutzer entstehen. 

§ 18 

Haftung im Postreisedienst 

(1) Die Deutsche Bundespost haftet im Postreise- 
dienst für die Tötung oder Verletzung eines Reisen- 
den und für Schäden an Sachen, die der Reisende 
an sich trägt oder mit sich führt, nach den allgemei- 
nen gesetzlichen Vorschriften, jedoch für Sachschä- 
den nur bis zum Höchstbetrag von tausend Deutsche 
Mark gegenüber jeder beförderten Person. 


(2) Für Schäden, die der beförderten Person durch 
den Verlust oder die Beschädigung von Reisegepäck 
entstehen, haftet die Deutsche Bundespost bis zum 
Höchstbetrag von tausend Deutsche Mark. Für Schä- 
den, die durch den Verlust oder die Beschädigung 
von Kraftpostgut entstehen, haftet sie dem Aufliefe- 
rer bis zum Höchstbetrag von hundert Deutsche Mark 
je Stück. Die Vorschriften der §§13 und 14 gelten 
entsprechend. 

§ 19 

Haftung im Postscheckdienst 

Die Deutsche Bundespost haftet im Postscheck- 
dienst für Schäden, die dem Postscheckteilnehmer 
durch die nicht ordnungsgemäße Ausführung seiner 
Aufträge (Überweisungen, Schecks, Einziehungsauf- 
träge) durch das Postscheckamt entstehen, entspre- 
chend den allgemeinen gesetzlichen Vorschriften 
über die Haftung des Schuldners für die Erfüllung 
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§ 17 

unverändert 


§ 18 

Haftung im Postreisedienst 

(1) Die Deutsche Bundespost haftet im Postreise- 
dienst für die Tötung oder Verletzung eines Reisen- 
den und für Schäden an Sachen, die der Reisende 
an sich trägt oder mit sich führt, nach den allgemei- 
nen gesetzlichen Vorschriften über die Schaden- 
ersatzpflicht des Fahrzeughalters sowie nach den all- 
gemeinen gesetzlichen Vorschriften über die Scha- 
denersatzpflicht des Dienstherrn für Amtspflichtver- 
letzungen seiner Bediensteten. Daneben finden die 
Vorschriften über die Haftung des Schuldners für 
die Erfüllung seiner Verbindlichkeiten entsprechende 
Anwendung. Für Sachschäden haftet die Deutsche 
Bundespost nur bis zum Höchstbetrag von tausend 
Deutsche Mark gegenüber jeder beförderten Person. 

(2) unverändert 


§ 19 

unverändert 
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seiner Verbindlichkeiten. Sie haftet nicht für die 
rechtzeitige Ausführung, es sei denn, daß es sich um 
Daueraufträge handelt. Für Schäden, die bei der Aus- 
führung von Beförderungsleistungen außerhalb der 
Postscheckämter entstehen, haftet die Deutsche Bun- 
despost nach den entsprechenden Vorschriften des 
§ 12. 

§ 20 

Haftung im Postsparkassendienst 

Die Deutsche Bundespost haftet im Postsparkas- 
sendienst für Schäden, die dem Postsparer durch die 
nicht ordnungsgemäße Erfüllung der Pflichten aus 
dem Postsparverhältnis entstehen, entsprechend den 
allgemeinen gesetzlichen Vorschriften über die Haf- 
tung des Schuldners für die Erfüllung seiner Ver- 
bindlichkeiten. Sie haftet nicht für die rechtzeitige 
Erfüllung ihrer Pflichten; für die unterbliebene Auf- 
nahme eines in Verlust geratenen Postsparbuchs in 
das Sperrverzeichruis ist sie jedoch ersatzpflichtig. 
Für Schäden, die bei der Ausführung von Beförde- 
rungsleistungen außerhalb der Postsparkassenämter 
entstehen, haftet die Deutsche Bundespost nach den 
entsprechenden Vorschriften des § 12. 

§ 21 

Haftung für unrichtige Auskünfte 

Die Deutsche Bundespost haftet für Schäden, die 
durch die Erteilung unrichtiger schriftlicher Aus- 
künfte im Postdienst entstehen, nach den allgemei- 
nen gesetzlichen Vorschriften über die Schadener- 
satzpflicht des Dienstherrn für Amtspflichtverletzun- 
gen seiner Bediensteten. 

§ 22 

Haftung des Absenders 

(1) Der Absender einer Postsendung haftet der 
Deutschen Bundespost für Schäden, die durch die ge- 
fährliche Beschaffenheit oder den nicht ordnungsge- 
mäßen Zustand der Sendung entstehen. 


(2) Das gleiche gilt für Schäden, die durch die ge- 
fährliche Beschaffenheit oder den nicht ordnungsge- 
mäßen Zustand von Reisegepäck oder Kraftpostgut 
entstehen. 

§23 

Abtretung, Verpfändung, Pfändung 

(1) Postsendungen, die sich im Gewahrsam der 
Deutschen Bundespost befinden, unterliegen nicht 
der Pfändung. 

(2) Die Ansprüche des Absenders einer Postsen- 
dung gegenüber der Deutschen Bundespost können, 
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§ 20 

unverändert 


§ 21 

unverändert 


§ 22 

Haftung des Absenders 

(1) Der Absender einer Postsendung haftet der 
Deutschen Bundespost für Schäden, die überwiegend 
durch die gefährliche Beschaffenheit oder den nicht 
ordnungsgemäßen Zustand der Sendung entstehen, 

in Höhe der von der Deutschen Bundespost aufgrund 
der Vorschriften dieses Gesetzes geleisteten Ersatz- 
beträge. Weitergehende Schadenersatzansprüche 
bleiben unberührt. 

(2) u n v e r ä n d e rt 


§ 23 

unverändert 
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soweit im Absatz 5 nichts anderes bestimmt ist, 
weder abgetreten noch verpfändet oder gepfändet 
werden. 

(3) Der Anspruch des Postschecktedlnehmers auf 
Auszahlung des Guthabens kann nur abgetreten 
werden, wenn gleichzeitig das Postscheckkonto über- 
tragen wird. Der Anspruch des Postscheckteilneh- 
mers auf Auszahlung des Guthabens kann gepfändet 
werden. Der Anspruch des Postscheckteilnehmers auf 
Löschung seines Postscheckkontos ist der Pfändung 
nicht unterworfen. Die Verpfändung des Guthabens 
ist ausgeschlossen. 

(4) Der Anspruch des Postsparers auf Auszahlung 
des Guthabens kann abgetreten und gepfändet wer- 
den. Die Verpfändung des Guthabens ist ausge- 
schlossen. Die Abtretung ist der Deutschen Bundes- 
post gegenüber nur wirksam, wenn sie von einem 
Postsparkassenamt, einem Postamt mit Sparkassen- 
dienst, einem Postscheckamt oder einem Notar beur- . 
kündet und das Postsparbuch der beurkundenden 
Stelle übergeben worden ist. Für die Pfändung des 
Guthabens oder eines Teils des Guthabens gelten 
die Vorschriften über die Pfändung von Forderun- 
gen aus Wechseln und anderen Papieren, die durch 
Indossament übertragen werden, entsprechend. 

(5) Die Ansprüche auf Schadenersatz aus der In- 
anspruchnahme der Dienste der Deutschen Bundes- 
post und die Ansprüche auf Gebührenerstattung kön- 
nen abgetreten und gepfändet werden. Ihre Verpfän- 
dung ist ausgeschlossen. 


§24 

Verjährung 

(1) In einem Jahr verjähren (1) u n v e r ä 

1. die Gebührenansprüche der Deutschen 
Bundespost und die ihnen gemäß § 9 Ab- 
satz 3 Satz 2 gleichgestellten Ansprüche, 

2. die Gebührenerstattungsansprüche des 
Postbenutzers, 

3. die Ersatzansprüche des Postbenutzers aus 
dem Postbenutzungsverhältnis, soweit sich 
nicht aus den Absätzen 2 und 4 eine län- 
gere Verjährungsfrist ergibt, 

4. die Schadenersatzansprüche der Deut- 
schen Bundespost gegenüber dem Postbe- 
nutzer aus dem Postbenutzungsverhältnis. 

(2) In vier Jahren verjähren (2) unverä 

1. die Ansprüche des Postscheckteilnehmers 
wegen nicht ordnungsgemäßer Ausfüh- 
rung seiner Aufträge durch das Postscheck- 
amt, 

2. die Ansprüche des Postscheckteilnehmers 
wegen nicht ordnungsgemäßer Auszahlung 
oder Gutschrift eines Zahlungsanweisungs- 
betrages, 


se des 21. Ausschusses 


§ 24 

Verjährung 

n d e r t 


d e r t 
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3. die Ansprüche des Absenders wegen nicht 
ordnungsgemäßer Auszahlung oder Gut- 
schrift eines Postanweisungs- oder Zahl- 
kartenbetrages, 

4. die Ansprüche des Absenders einer Sen- 
dung mit Nachnahme wegen nicht ord- 
nungsgemäßer Einziehung oder Übermitt- 
lung des Nachnahmebetrages, 

5. die Ansprüche des Auftraggebers beim 
Postprotestauftrag wegen nicht ordnungs- 
gemäßer Übermittlung des Betrags der ein- 
gezogenen Wechselsumme, 

6. die Ansprüche des Postsparers aufgrund 
einer Verletzung der Pflichten der Deut- 
schen Bundespost aus dem Postsparver- 
hältnis. 


(3) In dreißig Jahren verjähren (3) unverändert 

1. die Ansprüche des Postscheckteilnehmers 
auf Auszahlung des Postscheckguthabens, 

2. die Ansprüche des Postsparers auf Auszah- 
lung des Postsparguthabens einschließlich 
der Zinsansprüche. 

(4) Unberührt bleiben die allgemeinen Verjäh- (4) unverändert 
rungsvorschriften 

1. für Ansprüche aufgrund von Amtspflicht- 
verletzungen bei der Durchführung der 
förmlichen Zustellung, 

2. für Ansprüche aufgrund von Amtspflicht- 
verletzungen bei der Einziehung der Wech- 
selsumme oder bei der Erhebung des 
Wechselprotestes, 

3. für Ansprüche des Postreisenden nach den 
allgemeinen gesetzlichen Vorschriften über 
die Haftung im Straßenverkehr. 


(5) Die Verjährung beginnt 

1. im Falle des Absatzes 1 Nr. 1 mit dem 
Tage der Fälligkeit, 

2. lim Falle des Absatzes 1 Nr. 2 mit dem 
Tage, an dem die Gebühr entrichtet wor- 
den ist, 

3. im Falle des Absatzes 1 Nr. 3 mit dem 
Tage, an dem die Sendung eingeliefert 
oder das Gepäck zur Beförderung überge- 
ben worden ist, 

4. im Falle des Absatzes 1 Nr. 4 mit dem 
Tage, an dem der Sachverhalt, der dem 
Schadenersatzanspruch zugrunde liegt, und 
die Personen des Ersatzpflichtigen festste- 
hen, 

5. im Falle des Absatzes 2 mit dem Schluß 
des Jahres, in das das maßgebende Ereig- 
nis fällt, 

6. im Falle des Absatzes 3 mit dem Tage, an 
dem zuletzt über das Postscheckguthaben 


(5) Die Verjährung beginnt 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. unverändert 

4. unverändert 

5. unverändert 

6. im Falle des Absatzes 3 mit dem Tage, an 
dem zuletzt über das Postscheckguthaben 
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verfügt oder eine Einlage oder Rückzah- 
lung im Postsparbuch bescheinigt worden 
(ist. 

(6) Die Verjährung wird unterbrochen 

1. durch jedes Anerkenntnis des Verpflichte- 
ten, 

2. durch jede Nachfrage oder Schadensanmel- 
dung durch den Berechtigten, 

3. durch jede schriftliche Zahlungsaufforde- 
rung des Berechtigten, wobei es bei unbe- 
kanntem Aufenthalt des Verpflichteten ge- 
nügt, die Zahlungsaufforderung nachweis- 
bar unter seiner letzten bekannten An- 
schrift abzusenden, 

4. durch Klageerhebung oder eine ihr gleich- 
stehende Rechtsverfolgung. 

(7) Im übrigen gelten die Vorschriften des bürger- 
lichen Rechts über die Verjährung entsprechend; die 
Verjährung wird nicht von Amts wegen berücksich- 
tigt. 

§ 25 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer 

1. eine Einrichtung der in § 2 Abs. 1 bezeich- 
neten Art errichtet oder betreibt, ohne daß 
eine Befreiung vom Beförderungsvorbehalt 
erteilt ist, 

2. vorsätzlich oder fahrlässig bei einer gebüh- 
renpflichtigen Postsendung eine von der 
Beförderungsgebühr befreiende Bezeich- 
nung verwendet, 

3. ein für ungültig erklärtes in- oder auslän- 
disches Postwertzeichen nachmacht oder 
verfälscht oder ein nachgemachtes oder 
verfälschtes Postwertzeichen, das nicht 
mehr gültig ist , feilhält oder in Verkehr 
bringt, 

4. entgegen § 3 Abs. 1 Satz 2 ein gültiges 
Postwertzeichen in einer zur Verwechslung 
geeigneten Weise bildlich wiedergibt, 

5. vorsätzlich oder fahrlässig einer nach § 14 
des Postverwaltungsgesetzes erlassenen 
Rechtsverordnung zuwiderhandelt, soweit 
sie für einen bestimmten Tatbestand auf 
diese Bußgeldvorschrift verweist. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fällen 
der Nummern 1 und 3 mit einer Geldbuße bis zu 
zehntausend Deutsche Mark, in den Fällen der Num- 
mern 2, 4 und 5 mit einer Geldbuße bis zu tausend 
Deutsche Mark geahndet werden. 

(3) Postwertzeichen, auf die sich eine Ordnungs- 
widrigkeit nach Absatz 1 Nr. 3 bezieht, sowie die 
zur Begehung der Zuwiderhandlung gebrauchten 


Beschlüsse des 21. Ausschusses 

verfügt oder eine Eintragung in das Post- 
sparbuch vorgenommen worden ist. 

(6) unverändert 


(7) unverändert 


§ 25 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer 
1. unverändert 


2. unverändert 


3. ein für ungültig erklärtes in- oder aus- 
ländisches Postwertzeichen nachmacht oder 
verfälscht oder ein solches nachgemachtes 
oder verfälschtes Postwertzeichen feilhält 
oder in Verkehr bringt, 

4. unverändert 

4a. gegen das Verbot des § 3 Abs. 3 verstößt, 

5. unverändert 


(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geld- 
buße geahndet werden, die in den Fällen der Num- 
mern 1 und 3 bis zu zehntausend Deutsche Mark 

betragen kann. 

(3) Postwertzeichen, auf die sich eine Ordnungs- 
widrigkeit nach Absatz 1 Nr. 3 bezieht, sowie die 
zur Begehung der Zuwiderhandlung gebrauchten 
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oder bestimmten (Gegenstände können eingezogen 
werden. §19 des Gesetzes über Ordnungswidrigkei- 
ten ist anzuwenden. 

(4) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Abs. 1 
Nr. 1 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ist 
die Oberpostdirektion. 

(5) Die Geldbußen werden zur Postkasse verein- 
nahmt. 

§26 

Rechtsweg 

(1) Für Streitigkeiten auf dem Gebiet des Post- 
wesens ist der Verwaltungsrechtsweg gegeben, so- 
weit sie nicht durch Bundesgesetz einem anderen 
Gericht ausdrücklich zugewiesen sind. 

(2) Für Haftungsansprüche auf dem Gebiet des 
Postwesens ist der ordentliche Rechtsweg gegeben. 

§27 

Anwendungsbereich 

Die Vorschriften dieses Gesetzes und der auf- 
grund des § 14 des Postverwaltungsgesetzes erlas- 
senen Benutzungsverordnungen gelten auch für den 
Postverkehr mit Gebieten außerhalb des Geltungs- 
bereichs des Grundgesetzes. Dies gilt nicht, soweit 
die für diesen Verkehr bestehenden Verträge und 
Abkommen und die zu ihrer Durchführung ergange- 
nen Gesetze und Verordnungen eine andere Rege- 
lung treffen. 

§28 

Übergangsvorschriften 

(1) Die Vorschriften dieses Gesetzes gelten auch 
für die dm Zeitpunkt seines Inkrafttretens bestehen- 
den Benutzungsverhältnisse. 

(2) Die Vorschriften dieses Gesetzes über die Ver- 
jährung gelten auch für Ansprüche, die vor seinem 
Inkrafttreten entstanden, aber noch nicht verjährt 
sind . 

§29 

Geltung im Land Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 30 

Inkrafttreten; Aufhebung und Änderung 
von Rechtsvorschriften 

(1) Dieses Gesetz tritt am ersten Tage des auf die 
Verkündung folgenden sechsten Kalendermonats in 
Kraft. 


Beschlüsse des 21. Ausschusses 

oder bestimmten Gegenstände können eingezogen 
werden. 

(4) unverändert 

(5) unverändert 

§ 26 

unverändert 


§ 27 

unverändert 


§ 28 

unverändert 


§ 29 

unverändert 


§ 30 

Inkrafttreten; Aufhebung und Änderung 
von Rechtsvorschriften 

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1970 in Kraft. 
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(2) Am gleichen Tage treten den Vorschriften 
dieses Gesetzes widersprechende oder den gleichen 
Gegenstand regelnde Vorschriften außer Kraft. Hier- 
zu gehören insbesondere 

1. das Gesetz über das Postwesen des Deut- 
schen Reichs vom 28. Oktober 1871 (Reichs- 
gesetzbl. S. 347), 

2. das Gesetz, betreffend die Abänderung des 
§ 4 des Gesetzes über das Postwesen des 
Deutschen Reichs vom 28. Oktober 1871, 
vom 20. Dezember 1875 (Reichsgesetzbl. 
S. 318), 

3. die Vollzugsbestimmungen zum Eisen- 
bahn-Postgesetz vom 20. Dezember 1875 
vom 9. Februar 1876 (Zentralbl. für das 
Deutsche Reich S. 87), 

4. das Gesetz, betreffend einige Änderungen 
von Bestimmungen über das Postwesen 
vom 20. Dezember 1899 (Reidisgesetzbl. 
S. 715), 

5. das Gesetz, betreffend die Erleichterung 
des Wechselprotestes vom 30. Mai 1908 
(Reidisgesetzbl. S. 321), 

6. das Postscheckgesetz vom 26. März 1914 
(Reidisgesetzbl. S. 85) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 22. März 1921 
(Reidisgesetzbl. S. 247), 

7. § 367 Abs. 1 Nr. 5 a des Strafgesetzbuches 
vom 15. Mai 1871 (Reidisgesetzbl. S. 127). 

(3) Weiterhin treten außer Kraft 

1. die Verordnung über die Abgeltung der 
Leistungen von Privateisenbahnen und 
Kleinbahnen für Zwecke des Postdienstes 
vom 25. Juli 1927 (Reichsgesetzbl. I S. 244), 

2. die Bestimmungen, betreffend die Ver- 
pflichtungen der Eisenbahnen untergeord- 
neter Bedeutung zu Leistungen für die 
Zwecke des Postdienstes vom 28. Mai 1879 
(Zentralbl. für das Deutsche Reich S. 380). 

(4) In Artikel 3 des Gesetzes über die Weltpost- 
vereins Verträge und den strafrechtlichen Schutz von 
Freistempelabdrücken vom 23. November 1921 
(Reichsgesetzbl. S. 1375) werden die Worte „und des 
§ 27 Abs. 1 Nr. 3 des Gesetzes über das Postwesen 
des Deutschen Reichs vom 28. Oktober 1871 (Reichs- 
gesetzbl. S. 347)" gestrichen. 

(5) § 7 des Einführungsgesetzes zum Strafgesetz- 
buch vom 31. Mai 1870 (Bundesgesetzbl. S. 195) wird 
aufgehoben. 


Beschlüsse des 21. Ausschusses 
(2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) unverändert 


(5) unverändert 
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